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Effektive PolizeiArbeit

Polizei. Wir alle kennen sie. Für die einen sind 
sie „Freund und Helfer“, für die anderen „Feind 
und Nerver“. Doch wir alle müssen mit ihr aus-
kommen. Und das zu Recht. Denn wer schon 
einmal Opfer einer Straftat geworden ist, einen 
Verkehrsunfall hatte oder bedroht wurde, wird 
den grundsätzlichen Nutzen einer durch die Ge-
meinschaft legitimierten Ordnungsgewalt erken-
nen. Und wir alle kennen solche Situationen, ob 
persönlich oder bei anderen. Dennoch: Die Exis-
tenz eines Gewaltmonopols im Staat ist eine He-
rausforderung. Denn jede noch so unabhängige 
Stelle und jeder Mensch kann Gewalt missbrau-
chen oder falsch einsetzen. Deshalb ist es wich-
tig, unsere Polizei- und Sicherheitspolitik immer 
neu zu hinterfragen und Rahmenbedingungen 
für ein gemeinschaftliches Miteinander zu schaf-
fen. Leider haben die letzten Jahre (erneut) ge-
zeigt, wie anfällig wir selber sind, wenn es um 
gute Polizeipolitik geht. Die Angst vor grenzen-
loser Kriminalität und terroristischen Anschlägen 
hat uns zu teilweise gar verfassungswidrigen 
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Effektive PolizeiArbeit statt flächendeckende 

Überwachung

Sicherheitsgesetzen getrieben. Eine Senkung 
der Kriminalitätsraten und mehr Sicherheit vor 
solchen Gefahren haben wir damit aber nicht 
erreicht. Die fortschreitende Globalisierung und 
Digitalisierung unseren Lebens stellt unser eige-
nes Leben und damit auch unseren Umgang mit 
Sicherheit und Polizei vor neue Herausforderun-
gen. Zahlreiche Schnellschüsse und kurzsichtige 
Sicherheitsmaßnahmen haben uns zwar beru-
higt, unter dem Strich aber nur weniger Freiheit 
und nicht mehr Sicherheit gebracht. Es ist daher 
an der Zeit, Leitlinien für eine neue Polizeipolitik 
zu entwickeln. Wir müssen endlich auch die eu-
ropäische und internationale Dimension erfassen 
und gleichzeitig wieder den Wert der Freiheit 
erkennen. Überwachung und Generalverdacht 
machen eine freie Gesellschaft unmöglich. Un-
sere Demokratie braucht Freiheit. Freiheit statt 
Angst. In diesem Sinne soll auch meine Broschü-
re wirken.
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VERHINDERN

PRIVATISIERUNG

VON STAAT UND ÖFFENTLICHKEIT

Zunehmend mehr Teile der legitimierten Staats-
gewalt werden an schwer kontrollierbare Agen-
turen oder gar Unternehmen delegiert. Oft wird 
dies aus ökonomischen Sachzwängen begrün-
det. Gleichzeitig geht diese Auslagerung von 
Sicherheitspolitik einher mit einer kostspieligen 
Weiterentwicklung von Überwachungstechni-
ken der Sicherheitsindustrie, die ein eigenes In-
teresse am Absatz solcher Technologien hat. Bei 
der Debatte über Sicherheitsbedrohungen gibt 
es damit oft mehr Interessen als die Sicherheit 
einerseits und die Freiheit andererseits. Mit einer 
gezielten Politik der Angst entziehen staatliche 
und wirtschaftliche Interessen der Öffentlichkeit 
und den Parlamenten die Entscheidung darüber. 
In den vergangenen Jahren ist so eine Überwa-
chung vieler Lebensbereiche und des Alltags 
entstanden. Soziale und gesellschaftliche Räume 
werden im Auftrag des Staates und bestimmter 
Interessensgruppen durch private Sicherheits-
unternehmen kontrolliert. Vormals öffentlicher 



Raum wird nach ökonomischen Kriterien neu 
strukturiert und vermeintlich unerwünschte 
Menschen aus diesen Räumen vertrieben. Eine 
solche Entfremdung des Alltags vom Menschen 
und der Gemeinschaft wollen wir nicht.

Sicherheitspolitik ist ein sehr sensibler Bereich 
der Gesellschaft. Sicherheitsmaßnahmen und 
Polizeiarbeit müssen durch Öffentlichkeit und 
Parlamente legitimiert und kontrolliert werden. 
Deshalb darf öffentliche Sicherheitspolitik nicht 
einfach an private Sicherheitsdienste übertra-
gen oder an schwer kontrollierbare Agenturen 
delegiert werden. Dies gilt also für die Überwa-
chung von Einkaufszonen durch private Sicher-
heitsdienste genauso, wie für die Überwachung 
von allen BürgerInnen durch Agenturen wie die 
europäische Grenzschutzagentur Frontex und 
die europäische Polizeibehörde Europol. Für eine 
rechtsstaatliche und legitimierte Sicherheitsarbeit 
des Staates braucht es nicht nur klar formulierte 
Gesetzesgrundlagen, sondern auch verantwort-
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liche BeamtInnen und umfassende Kontrollbe-
fugnisse durch Parlamente, Öffentlichkeit und 
unabhängige Gerichte. Nur so kann ein Ver-
trauensverhältnis im Alltag entstehen. Auch die 
öffentliche Förderung von Überwachungsfor-
schung, wie mit dem Programm INDECT trägt 
hierzu nicht bei.
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Die Regierungen Europas haben seit Beginn der 
90er Jahre daran gearbeitet, das erweiterte Eu-
ropa zu einem sogenannten „Raum der Freiheit, 
der Sicherheit und des Rechts“ auszubauen. 
Dabei haben vor allem Sicherheitsexperten und 
Innenpolitiker an gemeinsamen Strukturen gear-
beitet. Europol, Eurojust, Frontex, Datenbanken 
wie SIS, ZIS und VIS, EURODAC, die Vorratsda-
tenspeicherung: Fast alle Maßnahmen stärkten 
die Kooperation zwischen Sicherheitsbehörden 
– was fast immer auch Austausch von Infor-
mationen und Daten bedeutet. Ein adäquater 
Schutz der individuellen Grundrechte sowie des 
freiheitlichen Rechtsstaats blieb dabei auf der 
Strecke. Dies müssen nun die nationalen Parla-
mente und das Europaparlament ausbügeln. Die 
parlamentarische Kontrolle der europäischen Si-
cherheitsbehörden muss dabei oberste Priorität 
haben. Dabei geht es nicht um die Kontrolle des 
Alltagsgeschäfts, sondern vielmehr um den Rah-
men in dem sich Europol und Co bewegen. Dem 
Europäischen Parlament muss, mit Beteiligung 

von Recht und Freiheit Ein europäischer Raum  
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der nationalen Parlamente, eine grundsätzliche 
Kontrollfunktion, wie sie im Vertrag von Lissa-
bon festgeschrieben ist, so schnell wie möglich 
zugestanden werden. Nur so kann ein Raum von 
Recht und Freiheit auch Sicherheit schaffen ohne 
die Legitimation der Europäischen Union zu ge-
fährden.

von Recht und Freiheit schafft Sicherheit



Eine alternative Polizeipolitik verabschiedet sich 
von vagen Risikoanalysen und zunehmender 
Überwachung, hin zu einer umfassend geltenden 
Unschuldsvermutung und einer besseren Ausbil-
dung und Ausstattung von Polizei und Justiz vor 
Ort. Eine nachhaltige Sicherheitspolitik funktio-
niert nicht durch immer neue Eingriffe in grund-
rechtlich geschützte Rechte der BürgerInnen. Der 
Zeitpunkt polizeilichen Eingreifens muss wieder 
nach hinten verlegt werden und die Bekämpfung 
konkreter Gefahren statt der Prävention von Ri-
siken muss wieder in den Vordergrund rücken. 
Die individuelle Prävention durch BeamtInnen 
und BetreuerInnen muss gestärkt werden. Stu-
dien  belegen, dass Gewalt durch Präventions-
arbeit eingedämmt werden kann und Krimi-
nalitätsraten dadurch deutlich stärker gesenkt 
werden, als durch teure Sicherheitsmaßnahmen 
und lange Gefängnisstrafen. Eine konkrete Fall-
bearbeitung und eine schnelle und flüssige Ko-
operation zwischen den Behörden in Europa im 
einzelnen Verdachtsfall müssen wieder mehr im 
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Polizeipolitik
Eine alternative 



Vordergrund stehen. Das bedeutet mehr Geld 
für ErmittlerInnen vor Ort, Ausbau von Präventi-
onsbeauftragtenstellen und bessere europäische 
Regeln für die konkrete Polizeizusammenarbeit 
statt für teure Überwachungszentralen. Die Po-
lizei kann und darf nicht zur Durchsetzung po-
litischer Interessen oder zur Lösung ungelöster 
gesellschaftlicher Konflikte dienen. Wir wenden 
uns gegen staatliche Überwachung und Kon-
trolle weit im Vorfeld konkreter Gefahren. Den 
verdachts- und gefahrenunabhängigen Eingrif-
fen im Alltag setzen wir umfassende bürgerliche 
Freiheitsrechte, Rechtsschutzmöglichkeiten und 
eine unabhängige Kontrolle polizeilicher Arbeit 
entgegen. 
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Polizeipolitik für weniger Kriminalität



Das Verhältnis zwischen Polizei und BürgerInnen muss 
kooperativ und nicht von Misstrauen geprägt sein. Po-
lizistInnen müssen daher für die Menschen erkennbar 
und identifizierbar sein. Anstatt wie bisher die Men-
schen als potentielle Kriminelle oder gar TerroristInnen 
zu stigmatisieren müssen sie als Verbündete in der so-
zialen Prävention gesehen und für Straftaten sensibili-
siert werden. Dazu ist eine menschenrechtliche Ausbil-
dung im weiteren Sinne bei Polizei und Justiz nötig und 
unabhängige Instanzen zur Begrenzung und Kontrolle 
polizeilicher Macht. Strukturellen Problemen der Poli-
zei wie Polizeisubkulturen, der Kultur der Straflosigkeit 
bei polizeilichen Fehlverhalten oder auch „Racial Pro-
filing“ muss offensiv entgegengetreten werden. Die 
Speicherpraxis von Gefährderdateien muss offenge-
legt und die Möglichkeit des rechtlichen Widerspruchs 
mit Einzelfallprüfung ermöglicht werden. Deutschland 
muss die Forderung des Europäischen Komitee zur 
Verhütung von Folter (CPT) im Hinblick auf die Be-
handlung von Inhaftierten und der Haftbedingungen 
endlich umsetzen. Rechtsstaat und Demokratie müs-
sen sich der Unterstützung der Bevölkerung sicher 
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sein. Dazu bedarf es weit reichender Maßnah-
men zum Aufbau von mehr Vertrauen in die po-
lizeiliche Arbeitspraxis. Dazu ist aber auch eine 
Erhöhung der finanziellen Mittel bei der Polizei 
von Nöten. Überlastete, schlecht ausgebildete 
und mangelhaft ausgerüstete PolizistInnen sind 
keine guten Voraussetzungen für eine ange-
messene Durchführung polizeilicher Eingriffe in 
verfassungsrechtlich garantierte Freiheitsrechte. 
Gute Polizeiarbeit beruht auf klaren Eingriffsbe-
fugnisse wie -beschränkungen und der Verhält-
nismäßigkeit in jedem Einzelfall. Zu einer mo-
dernen, verantwortungsbewussten staatlichen 
Institution gehören zudem niedrigschwellige 
Widerspruchs- und Rechtsschutzmöglichkeiten 
innerhalb der Polizei.
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Zehn Forderungen 
für eine bessere Polizei

Unschuldsvermutung statt Generalverdacht

Bessere Ausstattung und Ausbildung der Polizei

Keine verdachtsunabhängigen Grundrechtsein-
griffe

Individuelle Kennzeichnungspflicht für Polizis-
tInnen

Bekämpfung struktureller Probleme in der Polizei

Kein anlassloses Profiling von Menschen

Das Gebot der Verhältnismäßigkeit ernst neh-
men

Parlamentarische Kontrolle auf allen Ebenen

Gerichtlichen Rechtsschutz ermöglichen

Keine Privatisierung öffentlicher Sicherheit
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Zehn Forderungen 
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für eine bessere Polizei
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